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SONDERBAUVORSCHRIFTEN — Gestaltungsplan “Bärner“

1. Geltungsbereich: Der Gestaltungsplan und die Sonder—
bauvorschriften gelten für das im
Gestaltungsplan durch eine gestri—
chelte Linie gekennzeichnete Gebiet.

2. Stellung zu Bauordnung: Soweit die Sonderbauvorschriften nichts
anderes bestimmen, gelten die Bau— und
Zonenvorschriften der Gemeinde Deitingen
und die einschlägigen kantonalen Vor
schriften.

3. Nutzung: Das vom Plan erfasste Gebiet ist eine
Wohnzone. Zugelassen sind Dienstleistungs
betriebe und kleinere Gewerbebetrjebe
wie z.B. Coiffeurläden, etc, die ent
sprechend den örtlichen Verhältnissen
nicht stören.

4. Ausnützung: Die max. Ausnützung ergibt sich aus
den maximal zulässigen Gebäudegrund—
flächen und Geschosszahlen. Im Bau—
bereich C gilt eine maximale Aus
nützung von 0.50.

5. Massvorschriften: Das maximale Ausmass obe~— und unter
irdischer Bauteile ergibt sich aus den
im Plan eingetrag~nen Baubereichen und
den zulässigen Geschosszahlen. Diese
dürfen unter Vorbehalt von Ziff. 6,
nicht überschritten werden. Eine Unter—
schreittung ist,soweit im Plan nicht
ausgeschlossen, zulässig, sofern da
durch weder öffentliche, noch achtens
werte nachbarliche Interessen verletzt
werden und der Plan dadurch in den
Grundzügen nicht verändert wird.

6. Kleinbauten: . Die Baubehörde kann öffentliche oder
allgemein, zugängliche Kleinbauten bis
20 m2 Grundfläche, die als eingeschossige
An— und Nebenbauten errichtet werden,
im Rahmen der übrigen baupolizeilichen
Bestimmungen auch ausserhalb der im Plan
festgelegten Baubereiche zulassen.
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7. Baufelder: Für die einzelnen Baufelder gelten
die nachfolgenden Vorschriften:

Baufeld A: 2—geschossige Reiheneinfamilienhäuser
und unterirdische Auto—Einstellhalle.

Baufeld B: 2—geschossige Doppel— und Reihen—
einfamilienhäuser und eingeschossige
Garagen

Baufeld C: 2—geschossige freistehende Einfamilien
häuser.

8. Grenz— + Gebäudeabstände: ~Die Grenz— und Gebäudeabstände sind im
Plan festgelegt und bedürfen, auch bei
Unterschreitungen gesetzlicher Abstände,
keiner beschränkt dinglicher Rechte.
Wo dies im Plan angezeigt ist, sind die
Fassaden mit unterschrittenem Gebäude—
abstand entsprechend der Weisung der
Solothurnischen Gebäudeversicherung SGV
auszubilden.Die Baubehörde hat die
Gesuche diesbezüglich vor Erteilung der
Baubewilligung der SGV zu unterbreiten.
Ferner hat sie die durch die Unterschrei
tung entstehenden wohnhygienischen Aus
wirkungen (Einsicht, Beschattung etc)
im Detail zu prüfen und beim Entscheid
zu berücksichtigen.

9. Erschliessung: Die Fahrverkehrserschliessung ist nur
im Bereich der im Gestaltungsplan be
zeichneten Flächen zulässig.
Innerhalb des Geltungsbereichs sind
alle Privaterschliessungsanlagen von
den Grundeigentümern zu erstellen und
zu unterhalten.
Es ist auf ein behindertengerechte Aus—

• gestaltung der Erschliessungsanlagen und
der Uebergangsbereiche zu den Erdgeschos—
sen zu achten. Architektonische Hinder
nisse und Barrieren für Behinderte sind
zu vermeiden.

10. Lärmschutz: Das Gebiet des Gestaltungsplan~ wird der
Empfindlichkeitsstufe 11 gemäss Lärm—
schutzverordnung vom 15.12.1986 zuge
teilt. Im Baugesuchsverfahren ist der
Nachweis über die Einhaltung der Immis—
sionsgrenzwert der LSV zu erbringen.
Für den Fall, dass zum Zeitpunkt der Bau—
eingabe die massgebenden Belastungsgrenz—
werte überschritten werden, sind geeignet
Schallschutzmassnahmen in der Grundriss—
anordnung und an den Aussenbauteilen zu
ergreifen.
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11. Gemeinscttaftsanlagen: Die uneingeschränkte Benützung aller
gemeinsamen Einrichtungen, wie Wege,
Plätze, Parkierungsanlagen, Kinder—
spielräume und — Plätze und dgl. ist
zu dulden. Der ünterhalt ist durch die
jeweils berechtigteij Grundeigentümer
zu übernehmen. Dies ist als öffentlich—
rechtliche Eigentunisbeschränkung im
Grundbuch anzumerken. Im Falle einer

• Abparzellierung ist diese Anmerkung
auf das neue Grundstück zu übertragen.

12. Absteliplätze: Die erforderliche Anzahl Äbstellplätze
wird im Baugesuchsverfahren festgelegt.
Sie richtet sich nach ~ 42 KBR.
Für Velos wird in jeder Wohneinheit
ein spezieller Raum vorgesehen.

13. •Kehrrichtbeseitigung: Die Kehrrichtbeseitigung hat zentrali
siert zu erfolgen. Die Container—Stand—
orte sind im Plan festgehalten.

14. Kompostierplatz: Es ist ein zentraler Kompostierplatz
vorzusehen. Der definitive Standort
wird im Baugesuchsverfahren festgelegt.

15. Dachfirstrichtung: Die Dachfirstrichtung für Wohnhäuser
und Garagen ist im Plan festzuhalten.

16. Ausnahmen: Die Baukommjssion kann im Interesse
einer besseren ästhetischen oder wohn—
hygienischen Lösung geringfügige Ab
weichungen vom Plan und von einzelnen
dieser Bestimmungen zulassen, wenn das
Konzept der Ueberbauung erhalten bleibt,
keine zwingenden kantonalen Bestimmungen
verletzt werden und die öffentlichen und
achtenswerten nachbarljchen Interessen
gewahrt bleiben.

17. Inkrafttreten: Der Gestaltungsplan und die Sonderbau—
Vorschriften treten mit Genehn.iigung
durch den Regierungsrat in Kraft.

L~urch den Gemeinderat am 23. Januar 1991 zur öffentlichen Plan—
auflage freigegeben.


